
 

Ursprung Anpassung 
 
Öffentlich-rechtlicher Vertrag zwischen dem 

Kreis Mettmann, vertreten durch den Land-

rat – nachfolgend „Kreis“ genannt –, und 

den kreisangehörigen Städten Erkrath, 

Haan, Hilden, Mettmann, Ratingen und Vel-

bert, jeweils vertreten durch die Bürger-

meisterin bzw. den Bürgermeister – nachfol-

gend „Städte“ genannt –, zur Gründung und 

zum Betrieb einer Kreisfeuerwehrschule für 

die Ausbildung der Laufbahngruppe 1.2 

(ehem. mittlerer feuerwehrtechnischer 

Dienst) des feuerwehrtechnischen Dienstes. 

 

Öffentlich-rechtlicher Vertrag zwischen dem 

Kreis Mettmann, vertreten durch den Land-

rat – nachfolgend „Kreis“ genannt –, und 

den kreisangehörigen Städten Erkrath, 

Haan, Hilden, Mettmann, Ratingen und Vel-

bert sowie der Stadt Neuss, jeweils vertre-

ten durch die Bürgermeisterin bzw. den Bür-

germeister – nachfolgend „Städte“ genannt 

– zum Betrieb einer Feuerwehrschule für 

die Ausbildung der Laufbahngruppe 1.2 

(ehem. mittlerer feuerwehrtechnischer 

Dienst) des feuerwehrtechnischen Dienstes. 

 

§ 1 – Zweck des öffentlichen Vertrags 

Der Kreis gründet und betreibt zum nächst-

möglichen Zeitpunkt eine Kreisfeuerwehr-

schule Mettmann am Standort der neu er-

richteten Kreisleitstelle „Adalbert-Bach-Platz 

3“, in eigener Trägerschaft als eigene Ein-

richtung auf öffentlich-rechtlicher Grund-

lage.  

Die Kreisfeuerwehrschule erbringt insbe-

sondere für die Städte die in der Verord-

nung über die Ausbildung und Prüfung für 

die Laufbahn des zweiten Einstiegsamts der 

Laufbahngruppe 1 des feuerwehrtechni-

schen Dienstes im Land Nordrhein-Westfa-

len (VAP1.2-Feu) vorgesehenen Leistungen 

zur Vorbereitung der Anwartschaft auf die 

berufsqualifizierende Laufbahnprüfung und 

deren Abnahme. Die Sicherstellung der 

Wachpraktika erfolgt durch die Städte 

selbst.  

Soweit dies möglich und wirtschaftlich ist, 

greift der Kreis auf vorhandene Ressourcen 

und Strukturen der Städte gegen Kostener-

stattung und nach Absprache zurück. Dies 

§ 1 – Zweck des öffentlichen Vertrags 

Der Kreis betreibt zum nächstmöglichen 

Zeitpunkt eine Feuerwehrschule am Stand-

ort des Gefahrenabwehrzentrums am Adal-

bert-Bach-Platz 3 in 40822 Mettmann, in ei-

gener Trägerschaft als eigene Einrichtung 

auf öffentlich-rechtlicher Grundlage.  

Die Feuerwehrschule des Kreises Mett-

mann erbringt insbesondere für die Städte 

die in der Verordnung über die Ausbildung 

und Prüfung für die Laufbahn des zweiten 

Einstiegsamts der Laufbahngruppe 1 des 

feuerwehrtechnischen Dienstes im Land 

Nordrhein-Westfalen (VAP1.2-Feu) vorge-

sehenen Leistungen zur Vorbereitung der 

Anwartschaft auf die berufsqualifizierende 

Laufbahnprüfung und deren Abnahme. Die 

Sicherstellung der Wachpraktika erfolgt 

durch die Städte selbst.  

Soweit dies möglich und wirtschaftlich ist, 

greift der Kreis auf vorhandene Ressourcen 

und Strukturen der Städte gegen Kostener-

stattung und nach Absprache zurück. Dies 
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gilt insbesondere für die Bereiche Atem-

schutz- und Schlauchwerkstatt sowie den 

Fahrerlaubniserwerb. Bei erforderlichen 

Sachmitteln erfragt der Kreis zunächst bei 

den Städten, ob geeignetes gebrauchtes 

Material zur Verfügung gestellt werden 

kann. Die Städte fördern im Rahmen ihrer 

Möglichkeiten den Ausbildungsbetrieb, in 

dem sie geeignete Mitarbeiterinnen und Mit-

arbeiter zur nebenamtlichen Tätigkeit an der 

Feuerwehrschule motivieren. Sie sind be-

rechtigt, Personal auf eigene Kosten an die 

Feuerwehrschule abzuordnen, welches im 

Rahmen des Aufstiegs in die Laufbahn-

gruppe 2.1 gem. § 13 („B-IV-Lehrgang“) o-

der gem. § 14 („beschränkt prüfungsfrei“) 

der Verordnung über die Laufbahnen der 

Beamtinnen und Beamten des feuerwehr-

technischen Dienstes im Land Nordrhein-

Westfalen (LVOFeu) u. a. drei Monate an 

einer Feuerwehrschule ableisten muss. 

Jede Stadt besitzt bis zu einer maximalen 

Lehrgangsstärke von 32 Teilnehmerinnen 

und Teilnehmern ein generelles Belegungs-

recht je Lehrgang. Die Städte sind verpflich-

tet, ihre Brandmeisteranwärterinnen und 

Brandmeisteranwärter im jeweils vorgeplan-

ten Umfang (zur Umsetzung der Brand-

schutzbedarfsplanung) an der Kreisfeuer-

wehrschule ausbilden zu lassen. Können im 

jeweiligen Jahrgang nicht ausreichend Aus-

bildungsplätze von der Kreisfeuerwehr-

schule angeboten werden, sind die Städte 

berechtigt, ihren jeweiligen Ausbildungs-

überhang anderweitig zu decken. Die Kreis-

feuerwehrschule stellt auf der Grundlage 

gilt insbesondere für die Bereiche Atem-

schutz- und Schlauchwerkstatt sowie den 

Fahrerlaubniserwerb. Bei erforderlichen 

Sachmitteln erfragt der Kreis zunächst bei 

den Städten, ob geeignetes gebrauchtes 

Material zur Verfügung gestellt werden 

kann. Die Städte fördern im Rahmen ihrer 

Möglichkeiten den Ausbildungsbetrieb, in 

dem sie geeignete Mitarbeiterinnen und Mit-

arbeiter zur nebenamtlichen Tätigkeit an der 

Feuerwehrschule motivieren. Sie sind be-

rechtigt, Personal auf eigene Kosten an die 

Feuerwehrschule abzuordnen, welches im 

Rahmen des Aufstiegs in die Laufbahn-

gruppe 2.1 gem. § 13 („B-IV-Lehrgang“) o-

der gem. § 14 („beschränkt prüfungsfrei“) 

der Verordnung über die Laufbahnen der 

Beamtinnen und Beamten des feuerwehr-

technischen Dienstes im Land Nordrhein-

Westfalen (LVOFeu) u. a. drei Monate an 

einer Feuerwehrschule ableisten muss. 

Jede Stadt besitzt bis zu einer maximalen 

Lehrgangsstärke von 30 Teilnehmerinnen 

und Teilnehmern ein generelles Belegungs-

recht je Lehrgang. Die Städte sind verpflich-

tet, ihre Brandmeisteranwärterinnen und 

Brandmeisteranwärter im jeweils vorgeplan-

ten Umfang (zur Umsetzung der Brand-

schutzbedarfsplanung) an der Kreisfeuer-

wehrschule ausbilden zu lassen. Können im 

jeweiligen Jahrgang nicht ausreichend Aus-

bildungsplätze von der Feuerwehrschule 

angeboten werden, sind die Städte berech-

tigt, ihren jeweiligen Ausbildungsüberhang 

anderweitig zu decken. Die Feuerwehr-

schule stellt auf der Grundlage des § 32 
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des § 32 Abs. 4 BHKG freie Lehrgangs-

plätze gegen Gebühr Dritten zur Verfügung. 

Der Leistungsumfang der Schule ist der An-

lage 1 zu entnehmen. 

 

Abs. 4 BHKG freie Lehrgangsplätze gegen 

Gebühr Dritten zur Verfügung. 

Der Leistungsumfang der Schule ist der An-

lage 1 zu entnehmen. 

 

§ 2 – Bezeichnung 

Die Feuerwehrschule des Kreises Mett-

mann führt die Bezeichnung: 

„Kreisfeuerwehrschule Mettmann“. 

 

§ 2 – Bezeichnung 

Die Feuerwehrschule des Kreises Mett-

mann führt die Bezeichnung: 

„Feuerwehrschule Kreis Mettmann“. 

 

§ 3 – Personal 

Zur Gründung und zum Betrieb der Kreis-

feuerwehrschule Mettmann stellt der Kreis 

Mettmann drei Beamte der Laufbahngruppe 

2.1/1.2 (ehem. gehobener bzw. mittlerer 

feuerwehrtechnischer Dienst) sowie erfor-

derliche Verwaltungskräfte ein. Zu besetzen 

sind im Beamtenbereich eine Schulleitungs-

stelle, deren Stellvertretung und die Stelle 

eines hauptamtlichen Ausbilders. Sonstige 

Lehrkräfte werden auf Honorarbasis tätig. 

Der Landrat des Kreises Mettmann ist 

Dienstvorgesetzter des Personals der Kreis-

feuerwehrschule Mettmann. 

Der Schulleiter stellt den Schulbetrieb si-

cher. Insbesondere ist er verantwortlich für 

die Koordinierung aller Ausbildungsmaß-

nahmen, den Personaleinsatz und die 

Haushaltsmittel. Er bereitet die Sitzungen 

und die Beschlüsse des Ausbildungsbeira-

tes vor und nach.  

 

§ 3 – Personal 

Zum Betrieb der Feuerwehrschule stellt der 

Kreis Mettmann feuerwehrtechnische Be-

amte der Laufbahngruppe 2.2, 2.1 bzw. 1.2 

sowie erforderliche Verwaltungskräfte ein. 

Zu besetzen sind im Beamtenbereich eine 

Schulleitungsstelle, deren Stellvertretung 

und die zur Sicherstellung des Ausbildungs-

betriebes erforderlichen Stellen hauptamtli-

cher Ausbilder. Sonstige Lehrkräfte werden 

auf Honorarbasis tätig. Der Landrat des 

Kreises Mettmann ist Dienstvorgesetzter 

des Personals der Feuerwehrschule. 

 

Die Schulleitung stellt den Schulbetrieb si-

cher. Insbesondere ist sie verantwortlich für 

die Koordinierung aller Ausbildungsmaß-

nahmen, den Personaleinsatz und die 

Haushaltsmittel. Sie bereitet die Sitzungen 

und die Beschlüsse des Ausbildungsbeira-

tes vor und nach.  

 

§ 4 – Ausbildungsgebühren 

Die Kosten der Kreisfeuerwehrschule Mett-

mann werden im Rahmen von Benutzungs-

gebühren (§ 6 Kommunalabgabengesetz für 

das Land Nordrhein-Westfalen - KAG NRW 

§ 4 – Ausbildungsgebühren 

Die Kosten der Feuerwehrschule werden im 

Rahmen von Benutzungsgebühren (§ 6 

Kommunalabgabengesetz für das Land 
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-) refinanziert. Der Kreis Mettmann erlässt 

die Gebührensatzung im Einvernehmen mit 

den Städten und auf Grundlage der Bestim-

mungen dieser Vereinbarung (§ 5). Das 

Einvernehmen gilt als hergestellt, wenn 

mindestens ¾ der Städte der Gebührensat-

zung bzw. etwaigen Änderungssatzungen 

sowie den darin festgelegten Gebührensät-

zen zustimmen. Für alle Städte, die der Ge-

bührensatzung oder den Gebührensätzen 

nicht zustimmen, besteht das Recht, den 

Vertrag vorzeitig mit einer Frist von zwölf 

Monaten zum Ende eines Kalenderjahres 

zu kündigen, frühestens jedoch zum 

31.12.2025. 

Zu den Kosten der Kreisfeuerwehrschule 

Mettmann gehören im Wesentlichen: 

1. Personal- und Sachkosten für den 

Betrieb und die Unterhaltung. 

2. Bestandsveränderungen von Rück-

stellungen für Pensionen/Zusatzver-

sorgungen. 

3. Kosten zur Abgeltung von Leistun-

gen anderer Dienststellen und Ein-

richtungen der Städte inklusive die 

nach betriebswirtschaftlichen Ge-

sichtspunkten zu ermittelnden antei-

ligen Kosten für die Verwaltungs-

steuerung und -leitung sowie der all-

gemeinen Verwaltung. 

4. Abschreibungen für das gesamte 

betriebsnotwendige Anlagevermö-

gen einschließlich der notwendigen 

Ersatz- und Neubeschaffungen. Der 

Nordrhein-Westfalen - KAG NRW -) refinan-

ziert. Der Kreis Mettmann erlässt die Ge-

bührensatzung im Einvernehmen mit den 

Städten und auf Grundlage der Bestimmun-

gen dieser Vereinbarung (§ 5). Das Einver-

nehmen gilt als hergestellt, wenn mindes-

tens ¾ der Städte der Gebührensatzung 

bzw. etwaigen Änderungssatzungen sowie 

den darin festgelegten Gebührensätzen zu-

stimmen. Für alle Städte, die der Gebühren-

satzung oder den Gebührensätzen nicht zu-

stimmen, besteht das Recht, den Vertrag 

vorzeitig mit einer Frist von zwölf Monaten 

zum Ende eines Kalenderjahres zu kündi-

gen, frühestens jedoch zum 31.12.2025. 

Zu den Kosten der Feuerwehrschule gehö-

ren im Wesentlichen: 

1. Personal- und Sachkosten für den 

Betrieb und die Unterhaltung. 

2. Bestandsveränderungen von Rück-

stellungen für Pensionen/Zusatzver-

sorgungen. 

3. Kosten zur Abgeltung von Leistun-

gen anderer Dienststellen und Ein-

richtungen der Städte inklusive die 

nach betriebswirtschaftlichen Ge-

sichtspunkten zu ermittelnden antei-

ligen Kosten für die Verwaltungs-

steuerung und -leitung sowie der all-

gemeinen Verwaltung. 

4. Abschreibungen für das gesamte 

betriebsnotwendige Anlagevermö-

gen einschließlich der notwendigen 

Ersatz- und Neubeschaffungen. Der 
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Abschreibungssatz für die Vermö-

gensbestände richtet sich nach der 

mutmaßlichen Lebensdauer. 

Die voraussichtlichen Kosten für die 18mo-

natige Ausbildung und deren Kalkulation er-

geben sich aus der Anlage 2.  

 

Abschreibungssatz für die Vermö-

gensbestände richtet sich nach der 

mutmaßlichen Lebensdauer. 

Die zu erhebenden Kosten für die 18-mona-

tige Ausbildung und deren Kalkulation erge-

ben sich aus der Anlage 2.  

§ 5 – Kostenverteilung 

Die Städte, die Auszubildende in die Kreis-

feuerwehrschule Mettmann entsenden (d. h. 

derzeit alle kreisangehörigen Städte mit Aus-

nahme der Städte Heiligenhaus, Wülfrath, 

und Langenfeld nachfolgend: teilnehmende 

Städte), zahlen im Voraus einen jährlichen 

Grundbetrag, der sich nach dem Verhältnis 

der amtlichen Einwohnerzahlen (maßgeblich 

sind hierbei die Zahlen des Landesbetriebes 

IT.NRW zum jeweiligen Abrechnungszeit-

punkt) bestimmt. Dieser darf 25 % der jähr-

lich kalkulierten Gesamtkosten in der 

Summe nicht überschreiten. Der Grundbe-

trag wird auf von den teilnehmenden Städten 

zu zahlende Benutzungsgebühren vollstän-

dig als Vorausleistung im Sinne des § 6 Abs. 

4 KAG angerechnet. Soweit für eine teilneh-

mende Stadt im jeweiligen Haushaltsjahr 

keine Benutzungsgebühren entstehen, die 

den Grundbetrag erreichen oder überstei-

gen, erfolgt insoweit keine Verrechnung oder 

Übertragung auf das folgende Haushalts-

jahr. Das gilt nur in der Höhe, in der die kal-

kulierten Gesamtkosten nicht über die Be-

nutzungsgebühren gegenfinanziert sind. 

Externe Teilnehmer entrichten die jeweils 

gültigen Gebühren. 

 

§ 5 – Kostenverteilung 

Die Vertragsstädte gleichen, sofern die Lehr-

gangsplätze nicht vollumfänglich belegt wur-

den und somit ein Differenzbetrag entstünde, 

im Nachgang eines jeden Lehrgangs das 

Saldo aus, welches sich nach dem Verhält-

nis der amtlichen Einwohnerzahlen (maß-

geblich sind hierbei die Zahlen des Landes-

betriebes IT.NRW zum jeweiligen Abrech-

nungszeitpunkt) bestimmt. Soweit für eine 

teilnehmende Stadt im jeweiligen Haushalts-

jahr keine Benutzungsgebühren entstehen, 

erfolgt insoweit keine Verrechnung oder 

Übertragung auf das folgende Haushalts-

jahr. Das gilt nur in der Höhe, in der die kal-

kulierten Gesamtkosten nicht über die Be-

nutzungsgebühren gegenfinanziert sind. 

 

Externe Teilnehmer entrichten die jeweils 

gültigen Gebühren. 

 

Den teilnehmenden Städten wird jährlich bis 

zum 30.06. ein nach haushalterischen Ge-

sichtspunkten erstellter Betriebsabrech-

nungsbogen zur Verfügung gestellt. Dieser 

stellt gemeinsam mit der jährlich vorzuneh-

menden Kalkulation die Grundlage der vom 

Kreis vorzunehmenden Bemessung der Ge-



 

Ursprung Anpassung 
 
Den teilnehmenden Städten wird jährlich bis 

zum 30.06. ein nach haushalterischen Ge-

sichtspunkten erstellter Betriebsabrech-

nungsbogen zur Verfügung gestellt. Dieser 

stellt gemeinsam mit der jährlich vorzuneh-

menden Kalkulation die Grundlage der vom 

Kreis vorzunehmenden Bemessung der Ge-

bühr dar, die durch das Rechnungsprüfungs-

amt des Kreises geprüft wird. Der Kreis 

strebt dabei an, dass sich die Höhe der Ge-

bühr für die Ausbildung an der Feuerwehr-

schule im Rahmen der Gebühren- oder Ent-

geltbemessungen anderer Feuerwehrschu-

len im Land Nordrhein-Westfalen bewegt. 

Die Rechnungsprüfungsämter der Städte 

sind berechtigt, Einsicht in die Belegführung 

zu nehmen. 

Die Anschubfinanzierung der Kreisfeuer-

wehrschule Mettmann in Höhe von maximal  

950.000 € wird nach Inkrafttreten dieses Ver-

trages über den Kreishaushalt finanziert.  

 

bühr dar, die durch das Rechnungsprüfungs-

amt des Kreises geprüft wird. Der Kreis 

strebt dabei an, dass sich die Höhe der Ge-

bühr für die Ausbildung an der Feuerwehr-

schule im Rahmen der Gebühren- oder Ent-

geltbemessungen anderer Feuerwehrschu-

len im Land Nordrhein-Westfalen bewegt. 

Die Rechnungsprüfungsämter der Städte 

sind berechtigt, Einsicht in die Belegführung 

zu nehmen. 

Die Anschubfinanzierung der Kreisfeuer-

wehrschule Mettmann in Höhe von maximal  

950.000 € wird nach Inkrafttreten dieses Ver-

trages über den Kreishaushalt finanziert.  

 

  



 

Ursprung Anpassung 
 

§ 6 – Ausbildungsbeirat 

Kreis, Kreisfeuerwehrschule und die teilneh-

menden Städte bilden einen Ausbildungs-

beirat. Dem gehören stimmberechtigt fol-

gende Personengruppen an: Für die teil-

nehmenden Städte jeweils eine Vertreterin 

oder ein Vertreter, für den Kreis die verant-

wortliche Dezernentin oder der verantwortli-

che Dezernent des Kreises für den Bereich 

Bevölkerungsschutz, die verantwortliche 

Amtsleitung oder Abteilungsleitung des 

Kreises für den Bereich Bevölkerungs-

schutz sowie der Kreisbrandmeister. Kreis 

und jede der teilnehmenden Städte haben 

jeweils eine Stimme. Bei Mehrfachbeset-

zung ist das Stimmrecht einheitlich auszu-

üben. 

 

 

 

Zu Sitzungen des Ausbildungsbeirats lädt 

die Schulleitung der Kreisfeuerwehrschule 

mindestens zweimal jährlich und darüber 

hinaus auf Antrag von mindestens fünf 

stimmberechtigten Mitgliedern des Ausbil-

dungsbeirats schriftlich ein. Für die La-

dungsfrist und die Inhalte der Einladung gel-

ten die Regeln der Geschäftsordnung des 

Kreistages entsprechend. Den Vorsitz des 

Ausbildungsbeirats hat die verantwortliche 

§ 6 – Ausbildungsbeirat 

Kreis, Feuerwehrschule und die teilnehmen-

den Städte bilden einen Ausbildungsbeirat. 

Dem gehören stimmberechtigt folgende 

Personengruppen an: Für die teilnehmen-

den Städte jeweils eine Vertreterin oder ein 

Vertreter, für den Kreis die verantwortliche 

Dezernentin oder der verantwortliche De-

zernent des Kreises für den Bereich Bevöl-

kerungsschutz, die verantwortliche Amtslei-

tung oder Abteilungsleitung des Kreises für 

den Bereich Bevölkerungsschutz sowie der 

Kreisbrandmeister. Kreis und jede der teil-

nehmenden Städte haben jeweils eine 

Stimme. Bei Mehrfachbesetzung ist das 

Stimmrecht einheitlich auszuüben. Kreisex-

terne ÖrV-Kommunen erhalten eine ge-

meinsame, einheitlich auszuübende 

Stimme. 

 

Zu Sitzungen des Ausbildungsbeirats lädt 

die Schulleitung der Kreisfeuerwehrschule 

mindestens zweimal jährlich und darüber 

hinaus auf Antrag von mindestens fünf 

stimmberechtigten Mitgliedern des Ausbil-

dungsbeirats schriftlich ein. Für die La-

dungsfrist und die Inhalte der Einladung gel-

ten die Regeln der Geschäftsordnung des 

Kreistages entsprechend. Den Vorsitz des 

Ausbildungsbeirats hat die verantwortliche 



 

Ursprung Anpassung 
 
Dezernentin oder der verantwortliche De-

zernent des Kreises für den Bereich Bevöl-

kerungsschutz inne. Der Ausbildungsbeirat 

ist beschlussfähig, wenn mindestens fünf 

stimmberechtigte Mitglieder anwesend sind. 

 

Mit beratender Stimme soll dem Ausbil-

dungsbeirat neben der Schulleitung auch die 

oder der Vorsitzende des Arbeitskreises 

Ausbildung des Kreisfeuerwehrverbandes 

Mettmann e.V. angehören. Darüber hinaus 

ist es dem Ausbildungsbeirat möglich, an-

lassbezogen Fachreferenten zur Beratung 

hinzuzuziehen.  

 

Der Ausbildungsbeirat soll über Maßnahmen 

zur Qualitätssicherung der Kreisfeuerwehr-

schule Mettmann beraten und Empfehlun-

gen beschließen. Soweit Maßnahmen mit fi-

nanziellen Auswirkungen für die Gebühren-

kalkulation verbunden sind, ist eine qualifi-

zierte Mehrheit von  

¾ der stimmberechtigten Mitglieder erforder-

lich. 

In diesem Zusammenhang obliegt es dem 

Ausbildungsbeirat ferner, eine Honorarord-

nung für das nebenamtlich zu beschäfti-

gende Personal und dessen Tätigkeiten zu 

erarbeiten. 

 

Der Ausbildungsbeirat soll für den geregel-

ten Schulbetrieb auch an einer sachlich und 

fachlich geeigneten Ausbildungsordnung 

mitwirken, die u. a. berücksichtigt, ob und 

wie evtl. unterjährig durch die Städte noch 

Lehrgangsteilnehmer nachgemeldet werden 

Dezernentin oder der verantwortliche De-

zernent des Kreises für den Bereich Bevöl-

kerungsschutz inne. Der Ausbildungsbeirat 

ist beschlussfähig, wenn mindestens fünf 

stimmberechtigte Mitglieder anwesend sind. 

 

Mit beratender Stimme soll dem Ausbil-

dungsbeirat neben der Schulleitung auch die 

oder der Vorsitzende des Arbeitskreises 

Ausbildung des Kreisfeuerwehrverbandes 

Mettmann e.V. angehören. Darüber hinaus 

ist es dem Ausbildungsbeirat möglich, an-

lassbezogen Fachreferenten zur Beratung 

hinzuzuziehen.  

 

Der Ausbildungsbeirat soll über Maßnahmen 

zur Qualitätssicherung der Feuerwehrschule 

beraten und Empfehlungen beschließen. So-

weit Maßnahmen mit finanziellen Auswirkun-

gen für die Gebührenkalkulation verbunden 

sind, ist eine qualifizierte Mehrheit von  

¾ der stimmberechtigten Mitglieder erforder-

lich. 

 

In diesem Zusammenhang obliegt es dem 

Ausbildungsbeirat ferner, eine Honorarord-

nung für das nebenamtlich zu beschäfti-

gende Personal und dessen Tätigkeiten zu 

erarbeiten. 

 

Der Ausbildungsbeirat soll für den geregel-

ten Schulbetrieb auch an einer sachlich und 

fachlich geeigneten Ausbildungsordnung 

mitwirken, die u. a. berücksichtigt, ob und 

wie evtl. unterjährig durch die Städte noch 

Lehrgangsteilnehmer nachgemeldet werden 
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können, wie im Falle von Dienstherrenwech-

sel vorgegangen werden soll und wie Ausbil-

dungsverlängerungen zu berücksichtigen 

sind. 

 

Empfiehlt der Ausbildungsbeirat die Auf-

nahme weiterer Gebietskörperschaften, be-

darf dies einer qualifizierten Mehrheit von ¾ 

der stimmberechtigten Mitglieder. 

 

können, wie im Falle von Dienstherrenwech-

sel vorgegangen werden soll und wie Ausbil-

dungsverlängerungen zu berücksichtigen 

sind. 

 

Empfiehlt der Ausbildungsbeirat die Auf-

nahme weiterer Gebietskörperschaften, be-

darf dies einer qualifizierten Mehrheit von ¾ 

der stimmberechtigten Mitglieder. 

 

§ 7 – Prüfungsausschuss 

Für die Laufbahnprüfung bestimmen gemäß 

§ 12 Abs. 2 Nr. 1 VAP1.2-Feu die Leitungen 

der Feuerwehren der teilnehmenden Städte 

den/die Leiter/Leiterin der Kreisfeuerwehr-

schule (o. V. i. A.) als Vorsitzende/n des 

Prüfungsausschusses.  

 

 

 

Der/die Vorsitzende des Arbeitskreises Aus-

bildung des Kreisfeuerwehrverbandes Mett-

mann wird zur/zum ständigen Ersten Beisit-

zerin/Beisitzer bestellt. Die zweite Beisitzer-

funktion nebst zwei Stellvertreterinnen/Stell-

vertretern, wird vom Vorstand des Kreisfeu-

erwehrverbandes für die Dauer von vier 

Jahren gewählt. Die/der Zweite Beisitze-

rin/Beisitzer vertritt die/den Ersten Beisitze-

rin/Beisitzer.  

§ 7 – Prüfungsausschuss 

Für die Laufbahnprüfung bestimmen gemäß 

§ 12 Abs. 2 Nr. 1 VAP1.2-Feu die Leitungen 

der Feuerwehren der teilnehmenden Städte 

die Leitung der Feuerwehrschule als Vorsitz 

des Prüfungsausschusses A sowie die stell-

vertretende Leitung der Feuerwehrschule 

Kreis Mettmann als Vorsitz des Prüfungs-

ausschusses B.  

 

Die Anforderung hinsichtlich der Laufbahn-

gruppenzugehörigkeit an die übrigen Mit-

glieder der Prüfungsausschüsse sowie de-

ren zu bestellenden Vertretungen ergeben 

sich aus § 12 Abs. 2 Nr. 2 VAP1.2-Feu. 

 

Die Vorsitzenden der Prüfungsausschüsse 

können gemäß § 12 Abs. 1 Nr. 1 VAP1.2-

Feu Beobachterinnen und Beobachtern ge-

statten, bei den nichtschriftlichen Prüfungs-

teilen zugegen zu sein. 



 

Ursprung Anpassung 
 
Den Leitungen der Feuerwehren wird ge-

mäß § 12 Abs. 1 Satz 3 VAP1.2-Feu die 

Möglichkeit geboten, als Beobachterin/Be-

obachter bei den nichtschriftlichen Prü-

fungsteilen zugegen zu sein, sofern Lehr-

gangsteilnehmer/innen ihrer Dienststelle an 

der Prüfung teilnehmen. Gleiches gilt für 

Vertreterinnen/Vertreter der Personal- und 

Betriebsräte sowie für Gleichstellungsbeauf-

tragte.  

 

 

 

§ 8 – Dauer der Vereinbarung, Aufnahme 

und Kündigung 

Der öffentlich-rechtliche Vertrag wird für un-

bestimmte Zeit beschlossen.  

Die Städte Heiligenhaus und Wülfrath haben 

das Recht, dem öffentlich-rechtlichen Ver-

trag zu Beginn eines Jahres mit einer An-

tragsfrist von 12 Monaten beizutreten.  

 

 

Eine ordentliche Kündigung ist erstmals mit 

einer Frist von einem Jahr zum 31.12.2030 

möglich – danach mit einer Frist von einem 

Jahr zum Ende des darauffolgenden Jahres. 

Maßgeblich für die Fristwahrung ist der Ein-

gang der Kündigungserklärung bei allen Ver-

tragspartnern. Mit Zugang der schriftlichen 

Kündigung wird den anderen Vertragspart-

nern jeweils das Recht zur Ausübung einer 

gleichwirksamen Anschlusskündigung für ei-

nen Zeitraum von acht Wochen eingeräumt. 

Im Fall einer Kündigung treten der Kreis und 

die verbleibenden Städte in Verhandlungen 

ein, um zu klären, ob und unter welchen ge-

§ 8 – Dauer der Vereinbarung, Aufnahme 

und Kündigung 

Der öffentlich-rechtliche Vertrag wird für un-

bestimmte Zeit beschlossen.  

Die Städte Heiligenhaus, Langenfeld, Mon-

heim am Rhein und Wülfrath haben das 

Recht, dem öffentlich-rechtlichen Vertrag zu 

Beginn eines Jahres mit einer Antragsfrist 

von 12 Monaten beizutreten.  

 

Eine ordentliche Kündigung ist erstmals mit 

einer Frist von einem Jahr zum 31.12.2030 

möglich – danach mit einer Frist von einem 

Jahr zum Ende des darauffolgenden Jahres. 

Maßgeblich für die Fristwahrung ist der Ein-

gang der Kündigungserklärung bei allen Ver-

tragspartnern. Mit Zugang der schriftlichen 

Kündigung wird den anderen Vertragspart-

nern jeweils das Recht zur Ausübung einer 

gleichwirksamen Anschlusskündigung für ei-

nen Zeitraum von acht Wochen eingeräumt. 

Im Fall einer Kündigung treten der Kreis und 

die verbleibenden Städte in Verhandlungen 

ein, um zu klären, ob und unter welchen ge-



 

Ursprung Anpassung 
 
gebenenfalls veränderten Rahmenbedin-

gungen die Feuerwehrschule weiterhin be-

trieben werden soll.  

Im Fall der Auflösung der Feuerwehrschule 

werden begonnene Ausbildungen zu Ende 

geführt. 

 

gebenenfalls veränderten Rahmenbedin-

gungen die Feuerwehrschule weiterhin be-

trieben werden soll.  

Im Fall der Auflösung der Feuerwehrschule 

werden begonnene Ausbildungen zu Ende 

geführt. 

 

 


